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INHALT: (12—13) 12. Verordnung M. I. Präs. ® 31 vom 5-1. 1917, betr.: die Gewährung 
teilweiser Straffreiheit für die verspätete Ablieferung von Waffen, Munitionsgegen- 
ständen und Sprengstoffen. 13. Kundmachung, betr. Ablieferung von Waffen, Muni- 
tionsgegenständen und Sprengstoffen. 


12. 


Verordnung M. J. Präs. N 31 vom 5.1. 1917, betreffend die Gewährung teilweiser 
Straffreiheit für die verspätete Ablieferung von Waffen, Munitionsgegenständen 
und Sprengstoffen. 


Auf Grund der Kraft Allerhöchsten Oberbefehles erteilten Ermächtigung Seiner k. u. k. 
Apostolischen Majestät wird für die in Österreichisch ungarischer Militärverwaltusg stehenden 
Gebiete Polens, folgendes verordnet: 


PASTE E EESE TINTE 


Die Verfolgung und Bestrafung wegen unbefugten Verwahrens oder unbefugten Tragens 
von Waffen, Munitionsgegenständen oder Sprengstoffen sowie wegen unterlassener Anzeige des 
Verwahrungsortes, des Besitzers oder Verwahrers solcher Gegenstände ($ 2 der Verordnung des 
Armeeoberkommandanten vom 8. März 1916, & 51 V. Bl.), hat gegenüber jenen Personen nicht 
einzutreten, die ihre Waffen, Munitionsgegenstände oder Sprengstoffe vor dem 1. März 1917 ord- 
nungsmässig abliefern oder vor diesem Zeitpunkte die erwähnte Anzeige ordnungsmässig erstatteten. 

Vom 1. März 1917 angefangen, gelangt die Vorschrift des § 2 der erwähnten Verordnung 
wieder zur Anwendung. 
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Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in Kraft. 
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Kundmachung betreffend Ablieferung von Waffen, Munitionsgegenständen 
und Sprengstoffen. 


Die österreichisch-ungarische Militärverwaltung hat wahrgenommen, dass die Bewohner des 
Okkupationsgebietes ihre Pflicht alle Waffen, Munitionsgegeustände und Sprengstoffe gemäss der 
schon im Februar 1915 erlassenen Verordnung des Armeeoberkommandanten abzuliefern, zum 
Teile noch immer nicht erfüllt haben, obwohl die Verletzung dieser Pflicht mit der Verordnung 
des Armeeoberkommandanten vom 8. März 1916, M 51 V. BI., als Verbrechen erklärt wurde 
und unter Umständen standrechtlich mit dem Tode bestraft wird. 

Da die unterlassene Waffenablieferung zum Teile durch Abwesenheit, zum Teile durch 
Rechtsunkenntnis der Schuldigen erklärt wird, hat die Militärverwaltung auf Grund Allerhöchster 
Ermächtigung Seiner k. u. k. Apostolischen Majestät mit einer am Kundmachungstage in Kraft 
getretenen Verordnung die ausnahmsweise Begünstigung gewährt, dass in der Zeit bis zum 
1. März 1917 jene Personen, die ihre Waffen, Munitionsgegenstände oder Sprengstoffe ordnungs- 
gemäss abliefern, oder in dieser Zeit die Anzeige vom Verwahrungsorte oder von der Verwahrung 
solcher Gegenstände ordnungsgemäss erstatteten, wegen der verspäteten Ablieferung und Anzeige 
nicht verfolgt und nicht bestraft werden. 

Nach Ablauf der bezeichneten Frist, d. i. nach dem 1. März 1917 werden dagegen die 
Strafbestimmungen der Verordnung vom 8. März 1916 umso strenger und ohne jede Nachsicht 
gehandhabt werden. 

Wer daher seine Waffen, Munitionsgegenstände oder Sprengstoffe nicht vor dem 1. März 
1917 abliefert, wird mit Kerker bis zu fünf Jahren—ausserdem mit Geldstrate bis zu zehntausend 
Kronen— und  soferne das Standrecht verhängt wird—mit dem Tode bestraft. 

Die österreichisch ungarische Militärverwaltung erwartet, dass innerhalb der bezeichneten 
Frist jedermann ausnahmslos alle Waffen, Munitionsgegenstände oder Sprengstoffe, die er besitzt 
oder verwahrt, abliefere und dass jedermann, der vom Verbleibe von Waffen, Munitionsgegen- 
ständen oder Sprengstoffen weiss, die vorgeschriebene Anzeige erstatten werde. 


Der K. u. k. Kreiskommandant 
Thaddäus R. von Wiktor 
Oberst m. p. 
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